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Drucksache V/1706 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

108. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 10. Mai 1967 

109. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 11. Mai 1967 

110. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 12. Mai 1967 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Eflertz 


2. Abgeordneter 

Dr. Effertz 


3. Abgeordneter 

Dr. Effertz 


4. Abgeordneter 

Opitz 


5. Abgeordneter 

Opitz 


6. Abgeordneter 

Opitz 


Mit welchem finanziellen Beitrag der Bundes- 
regierung wurde die Schrift „Mein Hof und die 
Zukunft" herausgegeben? 


Welche Unkosten aus Steuermitteln hatten 
jene 89 998 Exemplare der in Frage 1 er- 
wähnten Schrift verursacht, die Pressemeldun- 
gen zufolge der SPD-Vorsitzende von Schles- 
wig-Holstein hat einstampfen lassen? 


( Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Welche Mittel beabsichtigt die Bundesregie- 
rung in diesem Haushaltsjahr für derartige 
Zwecke wie die in Frage 1 genannte Broschüre 
auszugeben? 


In welcher Eigenschaft ist der SPD-Bundestags- 
abgeordnete Dr. Schmidt (Gellersen) um Über- 
prüfung der in Frage 1 genannten Broschüre 
gebeten worden? 


Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustel- 
len, daß die SPD nicht auch in Niedersachsen 
große Mengen der aus Steuermitteln finanzier- 
ten Broschüre „Mein Hof und die Zukunft" be- 
stellt und einstampft? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sage der Frankfurter Rundschau vom 22. April: 
„Nach Mitteilung von Reichardt (Herausgeber) 
wurde die Herausgabe der Schrift von dem 
stellvertretenden Chef des Bundespresseam- 
tes, Conrad Ahlers, angeregt. Dieser Hinweis 
ist überraschend, da die SPD bei der Bildung 
der Großen Koalition Ahlers für dieses Amt 
nominiert hatte, unter anderem in der Absicht, 
die verschleierten Transaktionen zwischen Re- 
gierung und Regierungsparteien zu unterbin- 
den? 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

7. Abgeordneter Um welchen Schritt müßte nach Ansicht der 
Dorn Bundesregierung die Lösung der deutschen 

Frage näher rücken, um nach der Auffassung 
des Bundesaußenministers ein Treffen zwi- 
schen Bundeskanzler Kiesinger und dem DDR- 
Ministerpräsidenten Stoph akzeptabel erschei- 
nen zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

8. Abgeordneter Für wie viele Krankenschwestern ist Wohn- 

Dr. Czaja raum aus dem Sonderfonds des Bundeswoh- 

nungsbauministers seit Beginn dieser Maß- 
nahme gefördert worden? 

9. Abgeordneter Warum werden aus dem Sonderfonds des 

Dr. Czaja Bundeswohnungsbauministers im Jahre 1967 

nicht mehr Wohnungen in Wohnheimen für 
Krankenschwestern gefördert, obwohl der Son- 
derfonds gegenüber dem Ansatz von 1966 nicht 
gekürzt werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 

10. Abgeordneter Welche Überlegungen werden von der Bundes- 

Dr. Tamble regierung angestellt, um die unzureichende 

Zahl des zahnärztlichen Nachwuchses zu behe- 
ben, die durch den Mangel an Ausbildungs- 
stätten an den Universitäten bedingt ist? 

11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Tamblö die heutige Zahl der Studierenden der Medizin 

zu der Zahl der Studierenden der Zahnheil- 
kunde für den künftigen Bedarf in einem 
angemessenen Verhältnis steht? 

12. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis hat das Bundesgesund- 

Rollmann heitsamt geprüft, ob die Eintragung von Fut- 

termitteln mit thyreostatischer und östrogener 
Wirkung im Arzneimittelregister zu löschen 
ist? 

13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ita- 

Rollmann lienische Regierung sofort den Import hollän- 

dischen Kalbfleisches nach Italien verboten 
hat, nachdem bekannt geworden ist, daß hol- 
ländische Kälbermäster Futtermittel mit thyre- 
ostatischer und östrogener Wirkung verwen- 
den, von denen eine krebs- oder sonst krank- 
heitsauslösende Wirkung befürchtet wird? 
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14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Rollmann das Verfahren für die Zulassung von Arznei- 

mitteln in Deutschland noch ausreicht, um 
wirkungslose, nicht genügend erprobte oder 
gar schädliche Mittel vom Markt fernzuhalten? 

15. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung die immer 

Ollesch noch steigende Zunahme der bösartigen Krebs- 

neubildungen zurück, die 1966 bei 686 000 Ster- 
befällen zu 18,9% den Tod verursacht haben? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 

Jung Grundstücken deutscher Bauern in der Gemar- 

kung Weißenburg (Elsaß), die von der fran- 
zösischen Sequesterbehörde verwaltet, von 
ihren deutschen Eigentümern jedoch bewirt- 
schaftet werden, ohne vorherige Benachrichti- 
gung Erschließungsmaßnahmen vorgenommen 
und dadurch deren z. T. neu angelegte Wein- 
berge zerstört werden? 

17. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Jung derartige in Frage 16 erwähnte Maßnahmen, 

die geeignet sind, das deutsch-französische 
Freundschaftsverhältnis zu belasten, künftig zu 
verhindern bzw. den deutschen Bauern und 
Winzern das Recht des Einspruchs — nach 
frühzeitiger Unterrichtung — einzuräumen? 

18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit der franzö- 

Jung sischen Regierung über die baldige Rückgabe 

des deutschen privaten in Frage 16 erwähn- 
ten Grundbesitzes zu verhandeln, ohne damit 
eine Gebietsabtretung des Mundatwaldes zu 
verbinden? 

19. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Visa- 

Gewandt zwang für Rumänien aufzuheben? 

20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung ebenso wie der baye- 

Ertl rische Ministerpräsident Goppel der Meinung, 

daß vom Kabinett Kiesinger „selbst in der 
Außenpolitik bis jetzt kein einziger neuer 
Schritt gemacht worden" ist? 

21. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, ein an Um- 

Kahn-Ackermann fang und Größe ähnliches Programm für Stu- 
dienaufenthalte französischer Pädagogen und 
Lehrer zu verwirklichen, wie das erstmalig 
in diesem Jahr in der DDR durchgeführt wird? 

22. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung die seit eini- 
Kahn-Ackermann gen Jahren anhaltende Übung, Presse- und 

Kulturreferentenposten in auswärtigen Missio- 
nen nur mit Karriere-Beamten des auswärti- 
gen Dienstes zu besetzen, weiter zu verfolgen? 
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23. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um entsprechend der geplan- 
ten Verminderung der amerikanischen und 
britischen Truppen in der Bundesrepublik eine 
Reduzierung der sowjetischen Truppen im an- 
deren Teil Deutschlands herbeizuführen? 


24. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Was versteht die Bundesregierung unter „chi- 
nesischer Nachrichtengebung", der sie entneh- 
men zu können glaubt, daß Peking zur Zeit an 
einer Intensivierung der Beziehung zur Bun- 
desrepublik Deutschland nicht interessiert sei? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


25. Abgeordneter Trifft es zu, daß die sieben neuen Parlamen- 
Peters tarischen Staatssekretäre den Bundeshaushalt 

(Poppenbüll) alles in allem (Aufwandsentschädigung, per- 

sönlicher Referent, Sekretariat, Fahrer, Dienst- 
wagen) mit jährlich rund einer Million Mark 
belasten? 


26. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage 25, konnte die Bun- 
Peters desregierung durch Straffung und Reform des 

(Poppenbüll) Kabinetts an anderer Stelle Einsparungen er- 

zielen? 


27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Paß- und 
Bading Zollkontrollen im grenzüberschreitenden Per- 

sonenverkehr gegenüber EWG-Ländern zu 
vereinfachen mit dem Ziel, sie gänzlich abzu- 
bauen? 


28. Abgeordneter Trifft es zu, daß aus beamtengesetzlichen 
Bading Gründen — die Beamten des Grenzschutzein- 

zeldienstes könnten nicht gegen ihren Willen 
und unter Veränderung ihres derzeitigen be- 
amtenrechtlichen Status in eine andere Ver- 
waltung versetzt werden — eine etwaige Ver- 
einfachung der Grenzkontrollen scheitert? 


29. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fuß- 
ballspieler, die aus der SBZ fliehen konnten, 
in der Bundesrepublik Deutschland keine 
Spielerlaubnis erhalten, wenn sie ihr früherer 
sowjetzonaler Verein als „gesperrt" dekla- 
riert? 


30. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Glaubt die Bundesregierung, daß es mit unse- 
rer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
vereinbar ist, wenn der Deutsche Fußballbund 
zum Vollzugsorgan sowjetzonaler Sanktionen 
wird? 
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31. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


32. Abgeordneter 

Ramms 


33. Abgeordneter 

Dorn 


34. Abgeordneter 

Picard 


35. Abgeordneter 

Picard 


36. Abgeordneter 

Picard 


37. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Glaubt die Bundesregierung, daß es mit dem 
Ansehen der Bundesrepublik Deutschland als 
freiheitlichem Rechtsstaat vereinbar ist, daß 
dem aus Jena stammenden, früheren mittel- 
deutschen Fußballspieler Michael Polywka 
vom Deutschen Fußballbund die Spielerlaubnis 
bei „Eintracht Braunschweig" verweigert wird? 

Inwieweit gibt es zur Verkehrsentlastung in 
den Spitzenzeiten bei den Bundesbehörden im 
Bonner Raum eine gestaffelte Arbeitszeit? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Richtli- 
nienkompetenz des Bundeskanzlers in der 
Form zu ändern, daß der derzeitige Bundes- 
außenminister den Weisungen aus der Richt- 
linienkompetenz nicht unterworfen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu den in der 
Sendung „Report" des Deutschen Fernsehens 
vom 28. April 1967 aufgeworfenen Fragen, die 
den früheren Präsidenten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, Dr. Otto John, betreffen, 
Stellung zu nehmen? 

Besteht Anlaß zu der in der Frage 34 er- 
wähnten Sendung geäußerten Vermutung, po- 
litische Gründe stünden einer Wiederaufnah- 
me des Verfahrens, dessen Ziel die Rehabili- 
tierung Dr. Johns wäre, entgegen? 

Haben das Bundesamt für Verfassungsschutz 
oder der Bundesnachrichtendienst den Ver- 
such unternommen, eine Wiederaufnahme des 
in Frage 35 erwähnten Verfahrens zu ver- 
hindern oder zu erschweren, indem insbeson- 
dere entlastende Zeugenaussagen zurückge- 
halten oder verschwiegen wurden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Unter- 
schiede bei der Zahlung der Zulagen für Dienst 
zu ungünstigen Zeiten für Bundesbeamte zu 
verbessern? 


38. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Wird die Bundesregierung bei der in Frage 37 
erwähnten Verfassung die Bundeszollverwal- 
tung berücksichtigen, die im Gegensatz zur 
Deutschen Bundespost und Deutschen Bundes- 
bahn keine solche Zulagen zahlt, obwohl die 
Merkmale des Dienstes ähnlich oder gleich 
sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


39. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, ähnlich wie 
Dr. Rinderspacher die französische Regierung, eine Verordnung 
zu erlassen, wonach rückfälligen Tätern, die 
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40. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


41. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


42. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


43. Abgeordneter 

Strohmayr 


44. Abgeordneter 

Strohmayr 


45. Abgeordneter 

Strohmayr 


46. Abgeordneter 

Hirsch 


47. Abgeordneter 

Hirsch 


unbereditigt Schutt, Kehricht und sonstige Ab- 
fälle abladen, das Fahrzeug beschlagnahmt 
und gerichtlich eingezogen werden kann, damit 
die Unsitte, die Natur mit Müllabfällen zu 
verschandeln, eingedämmt wird? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die im Gesetz über die Entscheidung der ehren- 
amtlichen Richter vom 26. September 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 754) festgelegten Ent- 
schädigungen in Anbetracht der seither ge- 
stiegenen Tariflöhne noch angemessen sind? 

Bei Bejahung der Frage 40, ist die Bundes- 
regierung bereit, zur Vermeidung großer Fi- 
nanzeinbußen ehrenamtlicher Beisitzer eine 
Gesetzesänderung mit dem Ziel einer Erhö- 
hung der Entschädigung den gesetzgebenden 
Körperschaften vorzulegen? 

Ist die Bundesregierung bei den in Frage 40 
erwähnten Überlegungen bereit zu prüfen, wie 
es in Zukunft erreicht werden kann, daß alle 
ehrenamtlichen Richter und die ihnen gleich- 
gestellten Personen so gestellt werden, daß 
ihnen finanzielle Einbußen aus der öffentlich 
rechtlichen Verpflichtung, sich für solche Dien- 
ste bereitzuhalten, nicht entstehen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
auch große Unternehmen, die nicht als Aktien- 
gesellschaft betrieben werden, publizitäts- 
pflichtig werden sollten? 

Hat die Bundesregierung Vorstellungen, wie 
eine solche in Frage 43 erwähnte Publizi- 
tätspflicht von Großgesellschaften außerhalb 
des Aktienrechts herbeizuführen wäre? 

Vermag die Bundesregierung der Auffassung 
zuzustimmen, daß die jüngsten Vorgänge in 
einem der größten Privatkonzerne der Bundes- 
republik für den baldigen Erlaß genereller 
Vorschriften sprechen? 

Welche Möglichkeiten bietet das geltende 
Recht, um Arbeitnehmern, die durch die un- 
vorhersehbare Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit 
der letzten Monate bei der Erfüllung lang- 
fristiger Ratenzahlungsverpflichtungen in Zah- 
lungsschwierigkeiten geraten sind, Vollstrek- 
kungsschutz zu gewähren? 

Sieht die Bundesregierung einen Weg, die 
Vollstreckungsgerichte darauf hinzuweisen, 
daß durch die augenblickliche wirtschaftliche 
Lage insoweit Härtefälle vorliegen können, 
als für einige Arbeitnehmer bei der Eingehung 
langfristiger Ratenzahlungsverpflichtungen in 
Zeiten der Hochkonjunktur die Arbeitsmarkt- 
entwicklung nicht vorauszusehen war? 
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48. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die vorhandenen 

Hirsch Vollstreckungsschutzmöglichkeiten in Anbe- 

tracht der für einzelne Arbeitnehmer entstan- 
denen besonderen wirtschaftlichen Lage für 
ausreichend? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


49. Abgeordneter 

Dr. Rinderspacher 


50. Abgeordneter 

Dr. Rinderspacher 


51. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 

52. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 


53. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 


54. Abgeordneter 

Zebisch 


55. Abgeordneter 

Zebisch 


56. Abgeordneter 

Zebisch 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Verringe- 
rung der verheerenden Schäden, die durch die 
Windwurfkatastrophen im Februar und März 
in den deutschen Forsten entstanden sind, bis 
zum 31. Dezember d. J. befristet die Beförde- 
rungsteuer für Spezialfahrzeuge im Fernver- 
kehr zur Abfuhr von Rundholz von 3 auf 
1 Dpf/t-km herabzusetzen? 

Ist die Bundesregierung des weiteren bereit, 
aus denselben Gründen wie in Frage 49 die 
Spezialrundholzfahrzeuge von der Kraftfahr- 
zeugsteuer zu befreien, ebenfalls befristet bis 
zum Jahresende? 

Trifft es zu, daß das Hauptzollamt Coburg 
aufgelöst bzw. verlegt werden soll? 


Würde diese Maßnahme, falls die Frage 51 
mit einem Ja beantwortet wird, nicht den bis- 
herigen Bemühungen der Regierung um das 
Zonenrandgebiet widersprechen und die Ab- 
wanderung fördern? 

Trifft es zu, daß im Zonenrandgebiet Zollbe- 
amte nicht befördert werden, wenn ihr Wohn- 
sitz (Eigenheim im Nachbarort) 5 km vom 
Dienstort entfernt ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zur Zeit 
polnische Wacheinheiten der US-Armee nach 
den Truppenübungsplätzen Grafenwöhr, Fils- 
eck und Hohenfels in der Oberpfalz verlegt 
werden? 

Besteht mit der in Frage 54 erwähnten Ver- 
legung nicht die Gefahr, daß jetzt beschäftigte 
deutsche Arbeitnehmer (Wacheinheiten) aus 
dem Dienst der amerikanischen Armee ent- 
lassen und damit die überdurchschnittlich hohe 
Zahl von Arbeitslosen in diesen Gebieten 
noch verstärkt wird? 

Welchen Versicherungsschutz genießen die bei 
den US-Streitkräften beschäftigten polnischen 
Wacheinheiten nach Beendigung ihres Arbeits- 
verhältnisses? 
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57. Abgeordneter 

Krammig 


58. Abgeordneter 

Krammig 


59. Abgeordneter 

Marquardt 


60. Abgeordneter 

Marquardt 


61. Abgeordneter 

Marquardt 


62. Abgeordneter 

Ertl 


63. Abgeordneter 

Genscher 


64. Abgeordneter 

Genscher 


Hat die Bundesregierung, bevor sie sich zu der 
Bitte um Ermächtigungen im Rahmen des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Förderung der Stabi- 
lität und des Wachstums der Wirtschaft zum 
Erlaß von Rechts Verordnungen zwecks Vari- 
ierung von Steuersätzen und der Absetzungen 
für Abnutzung entschloß, das in Schweden ein- 
geführte und bewährte System des freiwilli- 
gen Investitionsfonds auf die Möglichkeit der 
Übernahme in das deutsche Steuerrecht ge- 
prüft? 

Ist bei Bejahung der Frage 57 an eine 
Einführung gedacht oder wird darauf verzich- 
tet? 

Wieweit sind die Ermittlungen der Untersu- 
chungsbehörden über Manipulationen bei der 
Ausfuhr von Getreideerzeugnissen fortge- 
schritten? 

Geben die in Frage 59 erwähnten Ermitt- 
lungen Anlaß zu der Annahme, daß die Scha- 
denshöhe die Schätzung vom 16. März 1967 
(ca. 6,5 Millionen DM) erheblich übersteigen 
wird? 


Ist zwischen den beteiligten Ministerien eine 
Übereinstimmung über die Notwendigkeit ei- 
ner verstärkten Amtshilfe und einer zentralen 
überwachungsstelle im Rahmen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft erzielt worden? 


Wird die vom Bayerischen Städteverband in 
München dargestellte Situation der Kommu- 
nen, die trotz Tarif-, Gebühren- und Steuer- 
erhöhungen vor auswegloser finanzieller Si- 
tuation stehen, die Bundesregierung veran- 
lassen, die Gemeindefinanzreform vielleicht 
doch vordringlich zu behandeln? 

Ist dem Abschluß der Devisenausgleichsab- 
kommen mit den USA und Großbritannien 
tatsächlich eine Einigung der an den Dreier- 
Gesprächen beteiligten Mächte über die künf- 
tige Verteidigungskonzeption des Bündnisses 
vorausgegangen — z. B. über die Fragen einer 
Arbeitsteilung im Bündnis und der deutschen 
Mitwirkung an der atomaren Planung und 
Krisenbewältigung einschließlich eines deut- 
schen Vetorechts? 

Wie wird sich der Abschluß der in Frage 63 
erwähnten Devisenausgleichsabkommen auf 
die mittelfristige Finanzplanung der Bundes- 
regierung auswirken, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung der Feststellung der Bundes- 
regierung vom 26. Januar 1967 (Bulletin der 
Bundesregierung vom 28. Februar 1967) „daß 
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in dem für den Abschluß neuer Abkommen 
erforderlichen Umfang sowohl mit den Ver- 
einigten Staaten als auch mit Großbritannien 
Haushaltsmittel nicht mehr zur Verfügung ste- 
hen''? 


65. Abgeordneter 

Genscher 


66. Abgeordneter 

Eisenmann 


67. Abgeordneter 

Eisenmann 


68. Abgeordneter 

Eisenmann 


69. Abgeordneter 

Dr* Kempfier 


70. Abgeordneter 

Röhner 


71. Abgeordneter 

Röhner 


72. Abgeordneter 

Röhner 


Ist sichergestellt, daß bei größeren Einkäufen 
im Rahmen des Devisenausgleichsabkommens 
die Interessen der deutschen Wissenschaft und 
Forschung sowie der zivilen wirtschaftlichen 
Nutzung militärischer Entwicklungen gewahrt 
sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, sofort auf die 
Zollverwaltung einzuwirken, daß die von 
Deutschen Krabbenfischern getätigten Fänge 
auf dem Transport von Röm zur deutschen 
verarbeitenden Industrie an der deutsch-däni- 
schen Grenze nicht mit 26 1 /2°/o Zoll belegt 
werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Krabbenfischer aus den nordfriesischen Häfen 
weit ab von ihren Heimatstandorten vor Sylt 
und Röm ihre Fänge tätigen müssen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Anlandung der in Frage 66 erwähnten Krab- 
benfänge aus Kostengründen nicht in den Hei- 
mathafen, sondern im Hafen der dänischen 
Insel Röm erfolgen muß? 

In welcher Höhe sind bis zum 1. Mai 1967 
Mittel des Eventualhaushaltplans in Aufträge 
umgesetzt worden und haben damit einen 
wirtschaftsbelebenden Effekt erzielt? 

Hat die Bundesregierung dafür Sorge getra- 
gen, daß die Fragebogen für die Erfassung 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermö- 
gens, die im November 1967 versandt werden 
sollen, so knapp wie möglich gehalten sind 
und keine unnötigen Fragen enthalten, damit 
nicht ähnliche Schwierigkeiten wie bei den 
Fragebögen zur Erfassung des Grundvermö- 
gens entstehen? 

Ist sichergestellt, daß die in Frage 70 er- 
wähnten Fragebögen nur solche Fragen ent- 
halten, die ein Landwirt und Forstwirt auch 
ohne außerhalb seines Berufsbildes liegende 
Spezialkenntnisse beantworten kann? 

Sind die in Frage 70 erwähnten Fragebögen 
so gestaltet, daß sie (z. B. bei Baumschulen 
und gärtnerischen Vermögen) zu keinen un- 
zumutbaren Arbeitsbelastungen durch Be- 
standsaufnahmen führen bzw. erforderlich ge- 
haltene Bestandsaufnahmen rückwirkend auf 
den Stichtag 1. Januar 1964 auch wirklich mög- 
lich sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


73. Abgeordneter 

Dr* Hammans 


74. Abgeordneter 

Dr» Hammans 


75. Abgeordneter 

Dröscher 


76. Abgeordneter 

Mertes 


77. Abgeordneter 

Dr. Apel 


78. Abgeordneter 

Dr. Apel 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
heimische Lederindustrie in ihrer Existenz be- 
droht ist dadurch, daß die Fertigschuhwaren- 
importe aus EWG-Ländern, aus dem EFTA- 
Raum, aus Jugoslawien, anderen Ostblock- 
staaten und die sehr erheblichen Fertighand- 
schuhimporte aus Hongkong, Japan, Korea 
und Taiwan erdrückend geworden sind? 

Kann die heimische Lederindustrie vor den 
in Frage 73 erwähnten lebensbedrohenden 
Importen geschützt werden? 

Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 
regierung bzw. des Bundeskartellamtes gedie- 
hen, das Maß der durch keine ökonomische 
Notwendigkeit, sondern nur durch das Vor- 
handensein von verbotenen Preisabsprachen 
begründeten Differenzen der Treibstoffpreise 
zwischen den Ballungsgebieten und den weni- 
ger dicht bewohnten Räumen auf eine erträg- 
liche Höhe zu ermäßigen? 

Gedenkt die Bundesregierung, Maßnahmen für 
eine Steigerung des Automobilabsatzes zu er- 
greifen? 

Wann wird das Bundeskartellamt die von 
Staatssekretär Dr. Schöllhorn in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages vom 15. 
März 1967 angekündigte Prüfung der Sach- 
und Rechtslage der von den großen Mineralöl- 
gesellschaften eingeführten Rabattregelung zu- 
lasten ihrer Tankstellenpächter abgeschlossen 
haben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Druck der großen Mineralölgesellschaften auf 
ihre Pächter, das Rabattsystem einzuführen, 
in den letzten Wochen beträchtlich zugenom- 
men hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


79. Abgeordneter 

Meister 


80. Abgeordneter 

Meister 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung Über- 
legungen anstellt, die Bundesanstalt für Ta- 
bakforschung in Forchheim bei Karlsruhe auf- 
zulösen oder anderen Aufgaben zuzuführen? 

Kann sich die Bundesregierung der Auffas- 
sung anschließen, daß die anerkannten Lei- 
stungen der in Frage 79 erwähnten For- 
schungsanstalt besonders auf dem Gebiet der 
Virusbekämpfung aber auch der Resistenz- 
züchtung zur Erhaltung des deutschen Tabak- 
anbaues wesentlich beigetragen haben, die 
Erhaltung des Instituts deshalb unerläßlich ist, 
wenn man den deutschen Tabakanbau über- 
haupt erhalten will? 
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81. Abgeordneter 

Meister 


82. Abgeordneter 

Walter 


83. Abgeordneter 

Walter 


84. Abgeordneter 

Walter 


85. Abgeordneter 

Burger 


86. Abgeordneter 

Burger 


87. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


88. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Wäre es nicht erwägenswert, das bisher vor- 
wiegend der Förderung des Tabakanbaues 
dienende in Frage 79 erwähnte Institut für 
Forschungsaufgaben der Tabakverarbeitung 
weiter zu entwickeln, Aufgaben, die bisher 
wohl vorwiegend empirisch behandelt wur- 
den? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß beson- 
ders in der westdeutschen Landmaschinenin- 
dustrie größere Entlassungen und Kurzarbeit 
von Arbeitnehmern vorgenommen wurde? 

Ist die Bundesregierung mit mir nicht der 
Meinung, daß die in Frage 82 erwähnten 
Entlassungen von vielen Arbeitnehmern hät- 
ten vermieden werden können, wenn man die 
starken Streichungen der Förderungsmaßnah- 
men für die Landwirtschaft vermieden hätte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Landwirtschaft im Durchschnitt der letzten 
Jahre Aufträge in Höhe zwischen 13 und 14 
Milliarden DM an die einschlägige Industrie 
erteilt hat? 

Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 
ob die Gewährung von Beihilfen für Neu-, 
Um- und Anbauten in der Landwirtschaft im 
Rahmen der Beihilfeverordnung der EWG, de- 
ren Vorlage der Ministerrat laut Entschlies- 
sung vom 24. Juli 1966 von der Kommission 
gefordert hat, „mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar" ist? 

Falls die Frage 85 bejaht wird, ist vorgese- 
hen, die hier in Rede stehenden Beihilfen be- 
sonderen Bedingungen zu unterwerfen, die 
diese Beihilfen auf bestimmte Gebiete oder 
bestimmte Verfahrensarten einschränken oder 
auch auf Zeiträume begrenzen, in denen diese 
Beihilfen nur gewährt werden dürfen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
den Richtlinien für die Förderung von Aus- 
siedlungen, baulichen Maßnahmen in Altge- 
höften und Aufstockungen aus Mitteln des 
„Grünen Planes" vom 8. Dezember 1966 vor- 
gesehene Finanzierung dazu führt, daß in Ge- 
bieten mit einer stark verbesserungsbedürfti- 
gen Agrarstruktur, so in Realteilungsgebieten, 
Aussiedlungsvorhaben wegen der entstehen- 
den hohen Hektarbelastung kaum mehr durch- 
geführt werden können? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei Aussied- 
lungsvorhaben in derartigen in Frage 87 er- 
wähnten Gebieten einen Teil des vorgesehe- 
nen Darlehens durch Beihilfen zu ersetzen oder 
andere Maßnahmen zu ergreifen, die zu einer 
Senkung der Belastung führen? 
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89. Abgeordneter Trifft es zu, daß österreichische Landwirte, die 

Bauer Landmaschinen deutscher Fabrikate erwerben 

(Wasserburg) wollen, von einschlägigen staatlichen Subven- 

tionen oder zinsverbilligten Darlehen durch 
die österreichischen staatlichen Organe aus- 
geschlossen sind, während aus Österreich 
nach der Bundesrepublik Deutschland einge- 
führte Landmaschinen bei deutschen staatli- 
chen Förderungsmaßnahmen den deutschen 
Fabrikaten gleichgestellt werden? 

90. Abgeordnete Wie soll die Hausfrau beim Einkauf die Preise 

Frau Rudoll von Gemüsekonserven kritisch überprüfen 

können, wenn auf dem Etikett statt des Ge- 
wichtes „EWG-Norm" steht und in die Dose 
der Vermerk „DIN 14 E 2 “ gestanzt ist? 

91. Abgeordnete Welche Hilfen gibt das Bundesernährungs- 

Frau Rudoll ministerium dem Verbraucher bzw. der Haus- 

frau, die Unterschiede zwischen EWG-Normen 
und den in der Bundesrepublik üblichen Ge- 
wichten kennen zu lernen? 

92. Abgeordneter Welche Vorsorge hat die Bundesregierung 

Ertl getroffen, um dem bayerischen Getreidemarkt, 

der nach dem 1. Juli wegen seiner Standort- 
ferne in der EWG zum toten Winkel mit 
schwerwiegenden Wettbewerbsnachteilen zu 
werden droht, entsprechend den Empfehlun- 
gen des Kabinettschefs des EWG-Vizepräsi- 
denten Mansholt, Mozer, vor allem für seine 
Weizenüberschüsse Exportmöglichkeiten in 
den südosteuropäischen Raum zu eröffnen? 

93. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung die 

Logemann Preiseinbußen bei den Schweineerzeugern im 

Monat April 1967 im Vergleich zu den im 
ersten Vierteljahr 1967 erzielten Erzeugerprei- 
sen für Schweine je kg Lebendgewicht und 
insgesamt? 

94. Abgeordneter Wie wirkt sich die unter Frage 93 ermittelte 

Logemann Erzeugerpreisentwicklung für Schweine auf die 

Ladenverkaufspreise für Schweinefleisch aus? 

95. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Logemann rung zur Stabilisierung der Schweinepreise in 

der Bundesrepublik Deutschland bzw. der 
EWG? 

96. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Weigl im Benehmen mit dem Freistaat Bayern zur 

Arbeitsbeschaffung im Regierungsbezirk Ober- 
pfalz und zur dringend notwendigen Verbes- 
serung der Agrarstruktur dieses EWG-fernen 
Raumes zusätzliche Mittel für Flurbereini- 
gungsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen? 
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97. Abgeordneter Welche Beträge hat der Bund in den letzten 

Dr. Häfele Jahren aus dem Ernährungshaushalt ausge- 

geben, um durch Werbung den Absatz von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu fördern? 


98. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 

Dr. Häfele durch eine wesentlich verstärkte moderne 

Werbung der Absatz von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen gesteigert werden kann? 


99. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in den kom- 

Dr. Häfele menden Jahren einen größeren Teil des Er- 

nährungshaushaltes für eine verstärkte Wer- 
bung für gesunde Agrarprodukte, etwa Milch 
und Milchprodukte, einzusetzen, damit es in 
Deutschland mehr zum guten Ton gehört, sich 
gesund und modern zu ernähren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


100. Abgeordneter 

Dr. Geißler 


101. Abgeordneter 

Weigl 


102. Abgeordneter 

Weigl 


103. Abgeordneter 

Paul 


104. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


105. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Wie beurteilt die Bundesregierung rechtlich 
die Tatsache, daß Ersatzdienstverweigerer 
nach Verbüßung ihrer Strafe von manchen 
Gerichten bei erneuter Ersatzdienstverweige- 
rung nochmals mit derselben Strafe belegt 
werden? 

Auf welche Ursachen führt die Arbeitsverwal- 
tung die noch relativ hohe Arbeitslosigkeit in 
verschiedenen Gebieten des Bayerischen und 
Oberpfälzer Waldes zurück? 

Welche kurz- und langfristigen Maßnahmen 
sind notwendig, um in den in Frage 101 ge- 
nannten Gebieten wieder einen ausgegliche- 
nen Arbeitsmarkt sicherzustellen? 

Welcher Sachstand hinsichtlich der Verhand- 
lungen der Bundesregierung mit der Regie- 
rung von Kanada über ein zwischenstaatliches 
Abkommen betreffend Soziale Sicherheit ist 
inzwischen erreicht worden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes, daß das sogenannte 312-Mark-Gesetz 
nicht etwa positiv in seinen Auswirkungen zu 
bewerten ist, sondern sowohl vom Spareffekt, 
als auch im Hinblick auf seine haushaltsmäßi- 
gen Folgen und seinen Verwaltungsaufwand 
als verfehlt zu bezeichnen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr Über- 
legungen bezüglich einer fortschrittlichen in- 
dividuellen Sparförderung für alle Kreise der 
Bevölkerung in der Richtung anzustellen, die 
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Fragesteller hat sich mit 
f schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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bei der Verabschiedung des 312-Mark-Geset- 
zes bereits damals von den Gegnern dieses 
Gesetzes als echte Alternative vorgeschlagen 
wurde? 

106. Abgeordnete Was veranlaßt den Bundesarbeitsminister zu 
Frau Funcke der Annahme, daß die „Übersicht über die so- 
ziale Sicherung in Deutschland"' nur für Män- 
ner geeignet oder interessant ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

107. Abgeordneter Wie ist das Ergebnis des vom Bundesverteidi- 

Schmidt gungsministerium zur Änderung des Kantinen- 

(Braunschweig) wesens eingeholten Gutachtens bzw. der ange- 

stellten Rentabilitätsuntersuchungen? 

108. Abgeordneter Ist ein Zentralsystem des Kantinenwesens für 

Schmidt den Haushalt der Bundesregierung rentabler 

(Braunschweig) als das jetzige? 

109. Abgeordneter Wie weit sind die seit einigen Jahren vom 

Schmidt Bundesverteidigungsministerium durchgeführ- 

(Braunschweig) ten Untersuchungen über eine aus verteidi- 

gungspolitischen und sozialen Gründen er- 
wünschte Modernisierung des Kantinenwesens 
der Bundeswehr gediehen? 

110. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach dem Absturz des 

Berlin 68. Starfighters in Bad Meinberg, Kreis Det- 

mold, bei der sich der Pilot durch den Schleu- 
dersitz retten konnte, aber ein siebenjähriger 
Junge getötet, zwei weitere Hausbewohner 
schwer verletzt und ein Wohnhaus vollkom- 
men zerstört wurde, bereit, Übungsflüge mit 
Starfightern in Wohngebieten sofort zu ver- 
bieten, bzw. dafür zu sorgen, daß evtl, vorge- 
schriebene Flugschneisen für solche Übungs- 
flüge benutzt werden? 

111. Abgeordneter Trifft die Angabe des Piloten zu, daß er durch 

Berlin einen Vogel, der gegen die Flugzeugkabine 

„geknallt" oder in das Triebwerk geflogen 
sei, die Gewalt über die Maschine verloren 
habe und so der in Frage 110 erwähnte Ab- 
sturz zu erklären sei? 

112. Abgeordneter Wie wird der betroffenen Familie Ersatz für 

Berlin die in Frage 110 erwähnten entstandenen 

Personen- und Sachschäden geleistet? 

113. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 

Fellermaier wirken, daß die Lastkraftwagen der Bundes- 

wehr im Interesse der Verkehrsteilnehmer mit 
ausreichenden Radabdeckungen oder hinteren 
Schmutzfängern ausgestattet werden? 
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114. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die bisherige 
Dröscher Praxis des Bundesverteidigungsministeriums 

zu ändern, nach welcher bei Sportfahrten ins 
östliche Ausland, insbesondere nach Jugosla- 
wien, nur dann den ihren Grundwehrdienst 
ableistenden Soldaten die Genehmigung gege- 
ben wurde, wenn es sich um Nationalspieler 
handelte, und dafür zu sorgen, daß auch nor- 
male Vereinsmannschaften an diesem inter- 
nationalen Sportverkehr teilnehmen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

115. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Hilbert Bundesverkehrsministers, daß der Ausbau des 

Hochrheins zur Schiffahrtsstraße nicht durch- 
geführt werden könne, während die Neckar- 
kanalisation zügig weitergeführt wird? 

116. Abgeordneter Wenn die Frage 115 mit Ja beantwortet wird, 

Hilbert wie will dann die Bundesregierung dem Schiff- 

fahrtsvertrag zwischen dem ehemaligen Land 
Baden, Hessen, Württemberg und der Schweiz 
vom Jahre 1921 gerecht werden? 

117. Abgeordneter Wer überprüft die Arbeitsbedingungen des 

Schmitt- fliegenden Personals der Lufttouristikunter- 

Vockenhausen nehmen? 

118. Abgeordneter Welche Möglichkeiten der Kontrolle gibt es 

Schmitt- hinsichtlich der Arbeitsbedingungen des Per- 

Vockenhausen sonals ausländischer Luftfahrtunternehmen, die 

in großem Umfang mit deutschen Reiseunter- 
nehmen Zusammenarbeiten? 

119. Abgeordneter Welchen Städten hat der Bundesverkehrsmi- 

Mischnick nister bisher bereits Zusagen über die Finan- 

zierung von U-Bahn-Bauten durch den Bund 
gemacht? 

120. Abgeordneter Welche Konsequenzen müssen nach Ansicht 

Ramms der Bundesregierung aus dem vorläufigen amt- 

lichen Ergebnis des Statistischen Bundesamtes 
über die Straßenverkehrsunfälle 1966 ge- 
zogen werden, wonach gegenüber 1965 das 
falsche Verhalten der Fußgänger an Überwe- 
gen um 21,4% und das falsche Verhalten der 
Kraftfahrer gegenüber Fußgängern um 9,3% 
zugenommen hat, wogegen die Gesamtzahl 
der gemeldeten Unfälle nur um 6% gestie- 
gen ist? 

121. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung den enor- 

Ramms men Anstieg der Unfallursache „Ermüdung 

der Fahrzeugführer" um 15,7% zurück? 
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122. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


Geschäftsbereich 


123. Abgeordneter 

Welslau 


124. Abgeordneter 

Welslau 


125. Abgeordneter 

Baler 


126. Abgeordneter 

Paul 


127. Abgeordneter 

Paul 
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Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß eine ausreichende Beleuchtung 
bei der Anmündung der B 413 auf die B 42 für 
die Beschilderung sichergestellt wird, um eine 
Verkehrsgefährdung zu vermeiden? 


des Bundesministers für Familie und Jugend 


Warum wird nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 des Bundes- 
kindergeldgesetzes für ein Kind, das alle ge- 
setzlichen Merkmale dieser Vorschrift erfüllt, 
kein Kindergeld gezahlt, wenn die Hausfrau 
verstorben ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Gesetzes- 
änderung vorzuschlagen, um die in Frage 123 
erwähnte außergewöhnliche Härte von den be- 
troffenen Familien abzuwenden? 

Hat der Bundesfamilienminister sichergestellt, 
daß vor einer Einstellung der Zuwendungen 
für pädagogische Hilfen in Jugendwohnhei- 
men die Länder diese Aufgabe übernehmen, 
damit die wertvolle Erziehungsarbeit fortge- 
führt werden kann? 

Ist es richtig, daß nach § 14 a Abs. 1 Nr. 1 des 
Bundeskindergeldgesetzes kein Anspruch auf 
Ausbildungszulage beim Besuch der Staatli- 
chen Krankenpflegeschule in Heidelberg be- 
steht? 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß in dem in Frage 126 erwähnten Fall eine 
Gesetzesänderung notwendig wäre, damit für 
einen so bedeutungsvollen Beruf, für den noch 
dazu ein Mangel an Bewerbern besteht, Aus- 
bildungszulage gezahlt werden muß? 


Bonn, den 5. Mai 1967 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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